
VU will Planungssicherheit für AHV wiederherstellen
Das Präsidium der VU kann
den Entscheid des Landtags, ab
1. Januar 2018 keinen Staats-
beitrag für die AHV mehr vor-
zusehen, nicht nachvollziehen.
Deshalb sucht die VU das Ge-
spräch mit der FBP, um der
AHV die Planungssicherheit
zurückzugeben.

Von Günther Fritz

Vaduz. – Das Präsidium der Vaterlän-
dischen Union hat sich an seiner gest-
rigen Sitzung mit dem knappen Land-
tagsentscheid befasst, wonach ab 
1. Januar 2018 keine gesetzliche
Grundlage mehr besteht, aufgrund
derer ein Staatsbeitrag an die AHV
entrichtet werden kann. Wie das «Va-
terland» am Freitag und Samstag be-
richtete, schlug die Regierung vor,
dass sich der Staatsbeitrag im Jahr
2015 auf 50 Millionen Franken be-
läuft. Ab dem Jahr 2016 soll er dem
der Teuerung angepassten Grundbe-
trag des Vorjahres sowie einem Zu-
satzbeitrag von 2 Millionen Franken
entsprechen.

Im Rahmen der zweiten Lesung stell-
te der FBP-Abgeordnete Manfred Bat-

liner am vergangenen Donnerstag den
Änderungsantrag, dass diese von der
Regierung vorgeschlagene Neurege-
lung nur für die Jahre 2015 bis 2017
gelten soll. Wie die VU gestern Nach-
mittag in einer Presseaussendung mit-
teilte, hat das Präsidium mit Erstau-
nen zur Kenntnis genommen, dass der
entsprechende Antrag aus der FBP-
Fraktion mit 13 Stimmen angenom-
men wurde. Aus Sicht des VU-Präsidi-
ums ist dieser Entscheid nicht nach-
vollziehbar.

Verantwortung wahrnehmen
«Für die AHV bedeutet dieser Land-
tagsentscheid, dass sie keine Pla-
nungssicherheit mehr hat. Die VU ist
sich ihrer traditionellen Verantwor-
tung für die Sozialwerke des Landes
bewusst und will alles daran setzen,
diesen Zustand baldmöglichst zu be-
heben», heisst es in der Pressemittei-
lung des VU-Präsidiums. Deshalb
will die VU mit dem Koalitionspart-
ner das Gespräch suchen, um das
weitere Vorgehen ausloten zu kön-
nen. So hat VU-Präsident Jakob Bü-
chel noch am Montagnachmittag ein
entsprechendes Einladungsschreiben
an FBP-Präsident Alexander Batliner
gerichtet. 

Für das VU-Präsidium nicht nachvollziehbar: Aufgrund eines Antrags aus der
FBP-Fraktion besteht ab 1. Januar 2018 keine gesetzliche Grundlage mehr, 
aufgrund derer ein Staatsbeitrag an die AHV entrichtet werden kann.
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